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Richtlinie
des Plenums des Obersten Gerichts der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Anwendung der 
§§ 8 und 9 StEG und die Übergabe von gering­
fügigen Strafsachen an die Konfliktkommissionen.

- Richtlinie Nr. 13* - RP1 1/62 - 
Vom 14. April 1962

2!ur Durchsetzung des Beschlusses des Staatsrates der 
Deutschen Demokratischen Republik vom 30. Januar 
1961 über die weitere Entwicklung der Rechtspflege in 
der Deutschen Demokratischen Republik ergeht folgende 
Richtlinie:

I.
In der Periode des voll entfalteten sozialistischen 

Aufbaues besteht die Hauptaufgabe in der Erziehung 
des sozialistischen Menschen im Prozeß der Arbeit und 
in der Herstellung der moralisch-politischen Einheit der 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik unter 
gleichzeitiger Erfüllung der ökonomischen Aufgaben. 
Für die in der gegenwärtigen Etappe sich erfolgreich 
entwickelnden sozialistischen Gesellschaftsbeziehungen 
bilden die noch vorhandenen Erscheinungen der Kri­
minalität ein ernstes Hemmnis. Es ist deshalb notwen­
dig, den Kampf gegen sie noch zielstrebiger und diffe­
renzierter zu führen. Dazu fordert der Beschluß des 
Staatsrates der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 30. Januar 1961 über die weitere Entwicklung der 
Rechtspflege in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik, die gesamte Gesellschaft in die Bekämpfung der 
Kriminalität einzubeziehen, die Ursachen, aus denen 
Straftaten erwachsen, zu beseitigen und dadurch Ver­
brechen vorzubeugen.

Das Oberste Gericht hat zur Durchsetzung des Staats­
ratsbeschlusses in der Richtlinie Nr. 12 über die An­
wendung kurzfristiger Freiheitsstrafen, der Strafen 
ohne Freiheitsentziehung und der öffentlichen Bekannt­
machung von Bestrafungen vom 22. April 1961 (GBl. III 
S. 223) die Grundsätze herausgearbeitet, um die schema­
tische Anwendung kurzfristiger Freiheitsstrafen zu 
überwinden und den Weg für eine dem Stande unserer 
gesellschaftlichen Entwicklung entsprechende Anwen­
dung der bedingten Verurteilung und des öffentlichen 
Tadels frei zu machen. Diese Grundsätze werden in der 
Praxis der Gerichte noch nicht genügend beachtet. Vor 
allem wird die kurzfristige Freiheitsstrafe immer noch 
auf Fälle angewandt, in denen eine Strafe ohne Frei­

heitsentzug oder außergerichtliche Erziehung durch die 
Konfliktkommission die richtige Maßnahme gewesen 
wäre. Die Richtlinie Nr. 13 behandelt die Fälle der 
§§ 8 und 9 StEG und der Übergabe an die Konflikt­
kommissionen und führt damit die in der Richtlinie 
Nr. 12 gegebene Anleitung zur Durchsetzung des Staats­
ratsbeschlusses weiter.

Auch für die Lösung dieser Aufgaben durch die 
Justizorgane gelten die Feststellungen des Ersten Sekre­
tärs des Zentralkomitees der Sozialistischen Einheits­
partei Deutschlands und Vorsitzenden des Staatsrates, 
daß die Erziehungsarbeit seit der Errichtung des anti­
faschistischen Schutzwalles am 13. August 1961 leichter 
geworden ist. Walter Ulbricht erklärte weiter:

„Aber wer etwa glaubt, diese Erziehungsarbeit 
auf die leichte Schulter nehmen zu können, weil 
wir heute keine offene Grenze haben, oder sie 
durch administrative Maßnahmen ersetzen zu kön­
nen, ist schwer im Irrtum. Er schädigt die Ent­
wicklung der Deutschen Demokratischen Republik 
und wendet sich gegen die von mir in der Erklärung 
des Staatsrates gegebenen Richtlinien.“

Die weitere Entfaltung der sozialistischen Demokratie 
im Sinne der Programmatischen Erklärung des Vor­
sitzenden des Staatsrates vom 4. Oktober 1960 ist eng 
verbunden mit der Entwicklung und Förderung der 
Eigenschaften des sozialistischen Menschen, die sich im 
Produktionsaufgebot in hoher Form herausbilden, wie 
Ehrlichkeit, Verantwortungsfreudigkeit und Gewissen­
haftigkeit gegenüber dem Arbeiter-und-Bauern-Staat, 
dem Betrieb, den Kollegen und Nachbarn. Diese Er­
ziehungsarbeit erfordert von den Strafverfolgungs­
organen, den Bürgern Geduld und Verständnis ent­
gegenzubringen, die ehrlich mitarbeiten, aber noch 
nicht alle komplizierten Fragen unserer Lage, unseres 
sozialistischen Aufbaues und unseres nationalen Kamp­
fes verstehen und geringfügige Straftaten begehen.

Das verlangt, daß die Gerichte die noch immer vor­
kommende formale Feststellung der Tatbestandsmäßig­
keit überwinden und immer sicherer werden in der 
Entscheidung, ob unter Beachtung des § 8 StEG über­
haupt die Eröffnung des Hauptverfahrens anzuordnen 
oder gemäß § 9 StEG von einer gerichtlichen Strafe 
abzusehen ist.

Das erfordert weiter bei weniger schweren Rechts­
verletzungen die Anwendung immer differenzierterer 
Strafen durch die Gerichte und Methoden der Erziehung• Richtlinie Nr. 12 (GBL Ш 1961 Nr. 19 S. 223)


